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„European Conference 
on Antisemitism“ 
Die Erfassung antisemitischer Vorfälle 
im nationalen und europäischen Kontext 

ANTONIO-MARIA MARTINO, 
Leiter der Stabstelle Österreichisch-

Jüdisches Kulturerbe im Bundes-
kanzleramt und nationaler 

Koordinator zur Bekämpfung von 
Antisemitismus. 

Antisemitismus stieg während der COVID-19-Pandemie insbesondere online an. Seit 
etlichen Jahren sind in Europa in verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU) Anfeindungen gegenüber Jüdinnen und Juden an der Tagesordnung – nicht nur 
im Internet, sondern auch in der realen Welt. Es erstaunt nicht, dass es zur Abwande-
rung jüdischer Menschen aus Europa kommt. Die EU hat lange gebraucht, um auf diese 
Entwicklungen zu reagieren. Seit einigen Jahren besteht ein politischer und rechtlicher 
Rahmen, der der Bekämpfung von Antisemitismus dient. Seit Oktober 2021 besteht 
eine umfassende EU-Strategie zur Bekämpfung von Antisemitismus und zur Förderung 
jüdischen Lebens. Zur Unterstützung von deren Umsetzung hat Österreich durch die 
für die Bekämpfung von Antisemitismus und für die Förderung jüdischen Lebens ver-
antwortliche Bundesministerin Karoline Edtstadler eine europäische Initiative zur ver-
stärkten Zusammenarbeit für die Umsetzung der EU-Strategie gegen Antisemitismus 
lanciert. Die „European Conference on Antisemitism (ECA)“ tagte erstmals am 18./19. 
Mai 2022 in Wien und widmete sich in erster Linie der Harmonisierung der Erfassung 
antisemitischer Vorfälle in der EU. 

EINLEITUNG rechtsverbindliche Definition die Identi-
„Antisemitismus ist eine bestimmte Wahr- fizierung und Bekämpfung von Antise-
nehmung von Jüdinnen und Juden, die mitismus erleichtern soll. Die IHRA-Ar-
sich als Hass gegenüber Jüdinnen und beitsdefinition besteht aus der eigentlichen 
Juden ausdrücken kann. Der Antisemitis- Definition von Antisemitismus und einer 
mus richtet sich in Wort oder Tat gegen Reihe von erläuternden Beispielen, dar-
jüdische oder nichtjüdische Einzelperso- unter auch die Abgrenzung von Antise-
nen und/oder deren Eigentum sowie gegen mitismus und unterschiedlichen Formen 
jüdische Gemeindeinstitutionen oder reli- der Kritik an Israel. Bereits im April 2017 
giöse Einrichtungen.“ (Arbeitsdefinition übernahm die österreichische Bundes-
von Antisemitismus, angenommen durch regierung per Ministerratsbeschluss die 
das Plenum der International Holocaust IHRA-Definition von Antisemitismus. 
Remembrance Alliance (IHRA) am 26. Dabei hielt sie fest, dass „[in] Umsetzung 
Mai 2016).1 der Empfehlungen der IHRA“ die Arbeits-

Mit der IHRA-Arbeitsdefinition von definition „beispielsweise in der Schul-
Antisemitismus wurde erstmals ein von und Erwachsenenbildung sowie bei der 
einer zwischenstaatlichen Organisation Ausbildung in den Bereichen Justiz und 
anerkannter Text vorgestellt, der als nicht Exekutive verwendet werden“ könne.2 
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Am 21. Jänner 2021 stellte die österrei-
chische Bundesregierung eine umfassende 
Strategie zur Prävention und Bekämpfung 
von Antisemitismus vor. Österreich war 
damit einer der ersten Mitgliedstaaten, die 
„eine ganzheitliche Strategie zur Verhü-
tung und Bekämpfung aller Formen von 
Antisemitismus“, wie von der EU-Ratser-
klärung vom 6. Dezember 20183 gefordert, 
entwickelt und angenommen haben. Die 
Nationale Strategie gegen Antisemitis-
mus (NAS)4 sieht 38 Maßnahmen vor, die 
sich auf sechs strategische Säulen auftei-
len: 1) Bildung, Ausbildung, Forschung; 
2) Sicherheit und Schutz jüdischer Gemein-
schaften und Einrichtungen; 3) effektive 
Strafverfolgung; 4) Rahmenbedingungen 
im Integrationsbereich; 5) Dokumentation 
und europaweiter Datenvergleich; 6) ge-
sellschaftlicher Ansatz. Sämtliche dieser 
strategischen Säulen und Zielsetzungen 
sind ohne Zweifel ganz wesentlich für 
eine holistische Bekämpfung des Antise-
mitismus. Die fünfte Säule „Dokumenta-
tion und europaweiter Datenvergleich“ ist 
jene, die es in weiterer Folge genauer zu 
betrachten gilt. 

EUROPEAN CONFERENCE ON 
ANTISEMITISM 
Am 18./19. Mai 2022 fand in Wien auf 
Einladung der österreichischen Bundes-
ministerin für EU und Verfassung, Karoline 
Edtstadler, eine von der Stabstelle Öster-
reichisch-Jüdisches Kulturerbe im Bun-
deskanzleramt und der EU-Agentur für 
Grundrechte (FRA) organisiertes Treffen 
der Sonderbeauftragten und Koordinatoren 
zur Bekämpfung von Antisemitismus der 
EU-Mitgliedstaaten statt. Ziel des Treffens, 
an dem fünfzehn EU-Mitgliedstaaten und 
Organisationen wie der European Jewish 
Congress und der World Jewish Congress 
sowie auch die Europäische Kommission 
teilnahmen, war die Gründung einer Art 
von „verstärkter Zusammenarbeit“5 gleich-

gesinnter Mitgliedstaaten („like-minded 
Member States“) im Bereich der Anti-
semitismusbekämpfung auf EU-Ebene. 
Indirektes Ziel des gastgebenden Bundes-
kanzleramts war es auch, einen Beitrag zur 
Umsetzung der NAS zu leisten, da diese in 
ihrer achten Maßnahme den Auftrag zur 
„[a]ktive[n] Mitarbeit auf europäischer 
Ebene zur Förderung der Vergleichbarkeit 
der durch die Mitgliedstaaten erhobenen 
Daten“6 erteilt. Auch auf nationaler Ebene 
sollen bei der Dokumentation von anti-
semitischen Vorfällen Fortschritte erzielt 
werden, was sogar zur „Vorbereitung einer 
Dokumentationsstelle im Zusammenhang 
mit der Verhütung und Bekämpfung von 
Antisemitismus unter Einbeziehung der 
Antisemitismus-Meldestelle der Israeliti-
schen Kultusgemeinde (IKG) und weiterer 
Akteurinnen und Akteure“ (NAS, Maß-
nahme 8) führen soll. 

Die Gründung der informellen Gruppe 
von Mitgliedstaaten („European Conference 
on Antisemitism“ (ECA))7 wurde durch 
die Unterzeichnung einer Erklärung der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten untermau-
ert. Die „Vienna Declaration on enhancing 
cooperation in fighting antisemitism and 
encouraging reporting of antisemitic inci-
dents“ (Vienna Declaration) vom 18. Mai 
2022 verfolgt neben der Schaffung der an-
gesprochenen Gruppe von Mitgliedstaaten 
folgende vier Ziele: 1) die Entwicklung 
gemeinsamer Methoden zur Quantifizie-
rung und Qualifizierung antisemitischer 
Vorfälle; 2) die Förderung der Verwen-
dung der unverbindlichen IHRA-Arbeits-
definition von Antisemitismus; 3) die 
Verbesserung der Erfassung von antise-
mitischen Vorfällen und der Bereitschaft, 
solche Vorfälle zu melden (Bekämpfung 
des „underreporting“), und 4) die Ver-
stärkung der Zusammenarbeit zwischen 
Strafverfolgungsbehörden, jüdischen Ge-
meinden und Organisationen der Zivilge-
sellschaft (CSO). 
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An der ECA nehmen bis dato8 elf EU-
Mitgliedstaaten teil, die sich entsprechend 
der o.a. Ziele in erster Linie mit den 
Problemen des „underreporting“ – also 
des Nicht-Meldens oder des unterdurch-
schnittlichen Meldens von tatsächlich ge-
schehenen Vorfällen – und des Fehlens 
einer EU-weit harmonisierten Vorgehens-
weise bei der Erfassung antisemitischer 
Vorfälle widmen wollen. Wie die FRA 
in ihrem jährlichen Update über die Ent-
wicklung antisemitischer Vorfälle in der 
EU wiederholt festgestellt hat, erfassen 
nur wenige EU-Mitgliedstaaten antisemi-
tische Vorfälle in einer Weise, die es ihnen 
ermöglicht, angemessene offizielle Daten 
zu veröffentlichen – mehr noch: die un-
zureichende Erfassung von Vorfällen aus 
Hasskriminalität, einschließlich solcher 
mit antisemitischer Natur, gepaart mit 
dem Zögern der Opfer, Vorfälle den Be-
hörden zu melden, trägt dazu bei, dass das 
Ausmaß, die Art und die Merkmale des 
Antisemitismus in der EU unterschätzt 
werden. Dies schränke laut FRA die Mög-
lichkeiten der politischen Entscheidungs-
träger auf lokaler, nationaler und interna-
tionaler Ebene Maßnahmen zu ergreifen 
und Aktionen zur Bekämpfung von Anti-
semitismus wirksam durchzuführen und 
entschlossen zu bekämpfen, ein. Ferner 
werde die Bewertung bestehender Maß-
nahmen erschwert.9 

POLITIKRAHMEN ZUR BEKÄMP-
FUNG VON ANTISEMITISMUS 
Die EU rühmt sich nicht selten, eine 
„Wertegemeinschaft“ zu sein, und in der 
Tat sind in Artikel 2 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) die Werte, auf 
denen sich die Union gründet, aufgezählt 
und gleichsam programmatisch für die 
konstitutionelle Identität dieser einmali-
gen supranationalen Organisation. Den-
noch dauerte es lange, bis die EU bzw. ihre 
Institutionen sich ernsthaft dem Thema 

Antisemitismus widmen sollten. Es ist in 
der Tat erstaunlich und in Anbetracht der 
historischen Verantwortung, die die Shoah 
den europäischen Staaten hinterlassen hat, 
schwer zu glauben, dass selbst im Jahr 
2022 weder einheitliche Methodologien 
bei der Erfassung antisemitischer Vorfälle 
angewandt werden, noch eine einheitliche 
Definition von Antisemitismus EU-weit 
konsequent verwendet wird. Dabei würde 
es bereits einen angemessenen rechtlichen 
und strategischen Rahmen geben, um das 
Phänomen des Antisemitismus adäquat er-
fassen und folglich bekämpfen zu können. 

Der Gründung der ECA waren in der Tat 
bereits einige – längst fällige – Maßnah-
men auf EU-Ebene vorangegangen. Am 1. 
Juni 2017 verabschiedete das Europäische 
Parlament eine Entschließung zur Be-
kämpfung von Antisemitismus10, in der al-
le EU-Mitgliedstaaten aufgerufen werden, 
Antisemitismus entschlossen entgegenzu-
treten und neben anderen Maßnahmen die 
rechtlich unverbindliche Antisemitismus-
definition der IHRA anzunehmen. Unter 
der österreichischen EU-Ratspräsident-
schaft folgte dann die Annahme des we-
sentlichen politischen Instruments der EU, 
um die Bekämpfung von Antisemitismus 
und den Schutz jüdischen Lebens in Euro-
pa auf die Agenda der EU-Mitgliedstaaten 
zu bringen. Nach zähen Verhandlungen 
verabschiedeten am 6. Dezember 2018 
die Justiz- und Innenminister aller (da-
mals) 28 EU-Mitgliedstaaten einstimmig 
die „Erklärung des Rates der EU gegen 
Antisemitismus und für die Entwicklung 
eines gemeinsamen Sicherheitskonzepts 
für einen besseren Schutz von jüdischen 
Einrichtungen und Gemeinschaften in 
Europa“11. In dieser Erklärung werden 
alle EU-Mitgliedstaaten aufgefordert, ei-
ne ganzheitliche Strategie zur Verhütung 
und Bekämpfung aller Formen von An-
tisemitismus als Teil ihrer Strategien zur 
Verhütung von Rassismus, Fremdenfeind-
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lichkeit, Radikalisierung und gewaltbe-
reitem Extremismus zu entwickeln und 
umzusetzen. Insbesondere sollen sie ihre 
Bemühungen um die Gewährleistung der 
Sicherheit für jüdische Gemeinden, Ein-
richtungen sowie Bürgerinnen und Bürger 
verstärken. 

Die Europäische Kommission setzte dar-
aufhin einen unüblichen Schritt und grün-
dete eine eigene Arbeitsgruppe zur Um-
setzung dieser EU-Ratserklärung gegen 
Antisemitismus. Unüblich war der Schritt 
deshalb, da es sich bei der Erklärung vom 6. 
Dezember 2018 um einen bloß politischen 
Akt von Selbstverpflichtung des Rates 
(also der damals 28 Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten) handelte ohne Möglich-
keit für die Europäische Kommission, die 
Mitgliedstaaten im Falle der mangelnden 
oder fehlenden nationalen Umsetzung vor 
dem Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) zu verklagen. Außerdem war der 
Schritt der Europäischen Kommission aus 
einem weiteren Grund erstaunlich und in 
gewisser Weise mutig: die Umsetzung der 
Ratserklärung vom 6. Dezember 2018 liegt 
mehrheitlich in der Kompetenz der EU-
Mitgliedstaaten. Es geht dabei um Maß-
nahmen der Bildung, der Integration und 
der Sicherheit bzw. des physischen Schut-
zes jüdischer Einrichtungen. In diesen 
Bereichen enthalten die EU-Verträge idR. 
keine oder nur sehr schwache kompetenz-
rechtliche Grundlagen für die Union und 
damit für die Europäische Kommission als 
Motor der europäischen Integration. Frei-
lich kam dieser Schritt der Europäischen 
Kommission nicht von ungefähr, sondern 
wurde bereits durch die Einrichtung des 
Postens der Beauftragten für die Bekämp-
fung von Antisemitismus im Jahr 2015 
vorbereitet. Diese Stelle wird seit damals 
von Katharina von Schnurbein bekleidet, 
die sich maßgeblich für eine entsprechen-
de Umsetzung der EU-Ratserklärung 
gegen Antisemitismus eingesetzt hat. Da 

die Einrichtung eines neuen EU-Postens 
alleine wenig bewirken kann, wenn die 
Mitgliedstaaten nicht ebenso strukturelle 
Maßnahmen treffen, rief die Europäische 
Kommission die Mitgliedstaaten zur Be-
nennung von Sonderbeauftragten oder 
Koordinatoren zur Bekämpfung von An-
tisemitismus auf. Dieser Aufforderung ka-
men die Mitgliedstaaten bis zur Einrich-
tung der Arbeitsgruppe zur Umsetzung 
der EU-Ratserklärung vom 6. Dezember 
2018 nur schleppend nach. Erst durch die 
Notwendigkeit für die EU-Mitgliedstaa-
ten, eine Vertretung in der zur Umsetzung 
der Ratserklärung von der Europäischen 
Kommission eingerichteten Arbeitsgrup-
pe12 sicherzustellen, kam Schwung in die 
Ernennung von nationalen Koordinatoren 
oder Sonderbeauftragten zur Bekämpfung 
von Antisemitismus. Die global wichtigste 
jüdische Organisation, der Jüdische Welt-
kongress (World Jewish Congress), trug 
durch die Einrichtung der sogenannten 
SECCA-Gruppe („Special Envoys and 
Coordinators Combating Antisemitism“), 
die 2019 gegründet wurde, ebenfalls ihres 
dazu bei, um die EU-Mitgliedstaaten aber 
auch andere Staaten auf der Welt zur bes-
seren Umsetzung der relevanten natio-
nalen Politiken anzutreiben. Insgesamt 
kann festgestellt werden, dass durch die 
Annahme der EU-Ratserklärung vom 6. 
Dezember 2018 und die daraus folgenden 
Entwicklungen das entstanden ist, was 
heutzutage gerne als „Momentum“ be-
zeichnet wird. 

Folglich setzte sich der Reigen politi-
scher Absichtserklärungen auf EU-Ebene 
weiter fort. Am 2. Dezember 2020 billigte 
der Rat der Europäischen Union den 
Entwurf einer Erklärung des Rates zur 
durchgängigen Berücksichtigung der Be-
kämpfung von Antisemitismus in allen 
Politikbereichen („Mainstreaming An-
tisemitismusbekämpfung“)13. Mit dieser 
Erklärung betont der Rat, dass der Kampf 
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gegen Antisemitismus ein Querschnitts-
thema ist, an dem verschiedene Regie-
rungs- und Politikebenen auf lokaler, na-
tionaler und europäischer Ebene beteiligt 
sind. Das Bewusstsein für Antisemitismus 
muss daher über alle Politikbereiche und 
Zuständigkeiten hinweg geschärft werden. 

Den vorläufigen Abschluss – und gleich-
zeitig einen gewissen Rückschritt – stellen 
die unter französischem EU-Ratsvorsitz 
am 4. März 2022 angenommenen Schluss-
folgerungen des Rates zur Bekämpfung 
von Rassismus und Antisemitismus14 dar. 
Die Schlussfolgerungen fügen den Erklä-
rungen aus 2018 und 2020 inhaltlich nichts 
Neues hinzu, sondern gefährden vielmehr 
die durch die erwähnten Erklärungen er-
zielte Abgrenzung zwischen den Phäno-
menen Rassismus und Antisemitismus. 
Diese Abgrenzung ist insofern wichtig, als 
für beide Phänomene spezifische Strategi-
en und operative Maßnahmen erforderlich 
sind. Auch eine Nivellierung nach unten 
sollte durch die Trennung verhindert wer-
den. Rassismus wird oft mit Antisemitis-
mus gleichgesetzt bzw. gilt als die Ideolo-
gie, die dem Antisemitismus am nächsten 
ist.15 Nicht selten wird der Antisemitismus 
als besondere Form von Rassismus ange-
sehen. Solche Zuordnungen sind jedoch 
problematisch, zumal es Formen von Ras-
sismus gibt, die keine Anknüpfungspunkte 
am Antisemitismus haben und wiederum 
Formen von Judenfeindschaft existieren, 
die keiner rassistischen Logik unterlie-
gen.16 Antisemitismus konstruiert „sein 
Feindbild nicht nur wie im Rassismus oder 
in der Xenophobie als unterlegen oder min-
derwertig […] sondern auch als übermäch-
tig und überzivilisiert“17. Antisemitismus 
geht folglich häufig mit Verschwörungs-
theorien (oder Verschwörungserzählun-
gen oder Verschwörungsmythen) einher. 
„Grundlage solcher Theorien ist die An-
nahme, es gebe ein Weltjudentum, das in 
allen politischen, gesellschaftlichen und 

wirtschaftlichen Bereichen im Geheimen 
versuchen würde, durch Verschwörungen 
die Macht zu erlangen und damit die Welt 
zu regieren.“18 Antisemitismus ist (ohne 
die besonderen Gefahren, die durch Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit schmä-
lern zu wollen) insgesamt ein sehr kom-
plexes und für die demokratischen und 
liberalen Gesellschaften Europas – wie 
wir aus der Geschichte schmerzvoll ge-
lernt haben – extrem gefährliches Phäno-
men, das spezifische Gegenmaßnahmen 
erforderlich macht. 

Zur Operationalisierung der politischen 
Absichtserklärung legte die Europäische 
Kommission bereits am 5. Oktober 2021 
die erste EU-Strategie gegen Antisemi-
tismus und zur Förderung jüdischen 
Lebens19 vor. Diese Strategie sieht über 70 
Maßnahmen zur Umsetzung für die Mit-
gliedstaaten und die Kommission selbst 
vor. Eine der wesentlichen Maßnahmen ist 
weiterhin der bereits in der Ratserklärung 
vom 6. Dezember 2018 enthaltene Auftrag 
an die EU-Mitgliedstaaten „bis Ende 2022 
nationale Strategien zur Bekämpfung des 
Antisemitismus zu entwickeln oder Maß-
nahmen in ihre nationalen Aktionspläne 
gegen Rassismus aufzunehmen sowie aus-
reichende Mittel für deren Umsetzung be-
reitzustellen“20. Nicht alle Mitgliedstaaten 
sind diesem Auftrag bislang nachgekom-
men. Die ECA wurde nicht zuletzt mit 
dem Ziel gegründet, die Umsetzung der 
EU-Strategie und die Entwicklung natio-
naler Strategien zu unterstützen. 

ANTISEMITISMUS – AKTUELLER 
TREND 
In einigen Staaten ist in den letzten Jahren 
ein ganz eindeutiger Trend bei der An-
zahl antisemitischer Vorfälle zu erken-
nen – nämlich einer, der nach oben zeigt. 
So erreichten antisemitische Vorfälle in 
den Vereinigten Staaten von Amerika im 
Jahr 2021 mit insgesamt 2.717 der Anti-
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Defamation League (ADL) gemeldeten 
Übergriffen, Belästigungen und Vandalis-
mus einen neuen Höchststand. Dies ist die 
höchste Zahl an Vorfällen seit Beginn der 
Erfassung antisemitischer Vorfälle durch 
die ADL im Jahr 1979. Im Vergleich zum 
Jahr 2020 bedeutet dies einen Anstieg 
von 34 % im Vergleich zum Vorjahr.21 

Auch eine Untersuchung amerikanischer 
Medienberichte zeigt, dass 28 gewalttätige 
Übergriffe gegen Juden im Jahr 2021 statt-
gefunden haben, verglichen mit zwölf im 
Jahr 2020 und 36 im Jahr 2019. Das New 
York Police Department (NYPD) und das 
Los Angeles Police Department (LAPD) 
registrierten ebenfalls eine alarmierende 
Zahl von Vorfällen. Die beiden Städte 
haben die größten jüdischen Bevölkerun-
gen in den USA (und sind die größte bzw. 
drittgrößte jüdische Stadt der Welt insge-
samt).22 Die USA sind mit ca. sechs Milli-
onen Menschen das Land – mit Ausnahme 
von Israel – mit der weltweit größten jüdi-
schen Bevölkerung. In Frankreich – jenem 
Land mit der größten jüdischen Bevölke-
rung in Europa (446.000 Jüdinnen und 
Juden) – war der Anstieg antisemitischer 
Vorfälle sogar noch größer. Das „Service 
de Protection de la Communauté Juive“ 
(SPJC), das 1980 gegründet wurde und 
vom „Conseil représentatif des institutions 
juives de France“ (CRIF) unterstützt wird, 
registrierte im Jahr 2021 insgesamt 589 
antisemitische Vorfälle, was einem An-
stieg von 74 % gegenüber 339 Vorfällen 
aus dem Jahr 2020 entspricht. Antisemiti-
sche Vorfälle, bei denen es zu körperlicher 
Gewalt kam (60), stiegen um 36 % ge-
genüber den Vorfällen von 2020 (44) und 
33 % gegenüber 2019 (45). Die 68 Vor-
fälle von Vandalismus im Jahr 2021 stellen 
eine Zunahme von 26 % gegenüber den 54 
Vorfällen im Jahr 2020 dar. Im Jahr 2019 gab 
es allerdings durchwegs höhere Zahlen.23 

Im Vereinigten Königreich kann eben-
falls ein steigender Trend während der 

COVID-19-Pandemie festgestellt werden. 
Der Community Security Trust (CST) 
Bericht über antisemitische Vorfälle 2021 
zeigt, dass 2.255 Vorfälle von antisemiti-
schem Hass gemeldet wurden. Dies ist die 
höchste Gesamtzahl, die der CST jemals 
verzeichnet hat, und stellt einen Anstieg 
von 34 % gegenüber den 1.684 antisemiti-
schen Vorfällen im Jahr 2020 dar. Gleich-
zeitig ist es das erste Mal, dass ein CST-
Bericht mehr als 2.000 Vorfälle in einem 
einzigen Jahr erfasst. Der CST berichtet 
seit 1984 über antisemitische Vorfälle.24 

Auch in Österreich musste von 2020 
auf 2021 ein erheblicher Anstieg an anti-
semitischen Vorfällen festgestellt werden. 
Die Meldestelle der Israelitischen Kultus-
gemeinde Wien (IKG Wien), die einzige 
Stelle in Österreich, die systematisch anti-
semitische Vorfälle auch unterhalb der 
Strafbarkeitsschwelle erfasst, gab einen 
Anstieg um 65 % und damit die höchste 
erfasste Anzahl antisemitischer Vorfälle 
seit Beginn der Dokumentation bekannt. 
Insgesamt wurden 2021 der Antisemitis-
mus-Meldestelle 965 antisemitische Vor-
fälle gemeldet.25 

Diese Beispiele zeigen, dass in einigen 
der in Bezug auf die jüdische Bevölkerung 
wichtigsten Staaten ein teilweise erheb-
licher Anstieg antisemitischer Vorfälle 
während der COVID-19-Pandemie statt-
gefunden haben dürfte. Einen besonderen 
Anstieg dürfte es insbesondere im Internet 
gegeben haben. Die Europäische Kommis-
sion gab zur Untersuchung des Phänomens 
eine Studie über den Anstieg von Antise-
mitismus online in Auftrag. Die vom Ins-
titute for Strategic Dialogue (ISD) durch-
geführte Studie beobachtete französische 
und deutsche Inhalte und verglich die ers-
ten beiden Monate des Jahres 2020 mit den 
ersten beiden Monaten des Jahres 2021. Es 
zeigte sich dabei ein siebenfacher Anstieg 
antisemitischer Inhalte auf Twitter, Face-
book und Telegram in französischer Spra-

https://gemeldet.25
https://Vorf�lle.24
https://Zahlen.23
https://samt).22
https://Vorjahr.21
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che und einen mehr als dreizehnfachen 
Anstieg antisemitischer Inhalte in deut-
scher Sprache. Antisemitische Inhalte in 
französischer Sprache auf Facebook wur-
den zwischen dem 1. Jänner 2020 und dem 
8. März 2021 über eine halbe Million Mal 
„geliked“, kommentiert und geteilt. Auf 
Twitter wurden antisemitische Inhalte in 
französischer Sprache über drei Millionen 
Mal „retweetet“ und „geliked“. Antise-
mitische Inhalte in deutscher Sprache auf 
Telegram wurden im gleichen Zeitraum 
über zwei Milliarden Mal aufgerufen.26 

Die FRA erfasst jedes Jahr die Zahl 
antisemitischer Vorfälle, die die EU-Mit-
gliedstaaten sammeln. Statistische Erfas-
sungen antisemitischer Vorfälle sind aber 
nicht das einzige Mittel, mit dem Anti-
semitismus festgestellt werden kann. Da-
her führt die FRA ungefähr alle fünf Jahre 
eine Umfrage über den wahrgenommenen 
Antisemitismus in den jüdischen Gemein-
den jener EU-Mitgliedstaaten durch, in de-
nen noch eine von der Größe her nennens-
werte jüdische Bevölkerung vorzufinden 
ist. Neun von zehn (89 %) Jüdinnen und 
Juden sind der Ansicht, dass der Antise-
mitismus in ihrem Land zugenommen hat, 
und mehr als acht von zehn (85 %) halten 
ihn für ein ernstes Problem. Jüdinnen und 
Juden in ganz Europa bezeichnen den An-
tisemitismus als das größte soziale oder 
politische Problem in ihrem Heimatland. 
Sie schätzen Antisemitismus im Internet 
und in den sozialen Medien als am prob-
lematischsten ein (89 %), gefolgt von öf-
fentlichen Räumen (73 %), Medien (71 %) 
und im politischen Leben (70 %). Zu den 
häufigsten antisemitischen Äußerungen, 
mit denen die Befragten regelmäßig kon-
frontiert werden, gehören, dass „Israelis 
sich gegenüber Palästinensern wie Nazis 
verhalten“ (51 %), dass „Juden zu viel 
Macht haben“ (43 %) und dass „Juden die 
Opferrolle des Holocaust für ihre Zwecke 
ausnutzen“ (35 %). Am häufigsten wird 

auf solche Aussagen im Internet (80 %) 
gestoßen, gefolgt von anderen Medien als 
dem Internet (56 %) und auf politischen 
Veranstaltungen (48 %). Die Umfrage er-
gab, dass Hunderte Jüdinnen und Juden 
persönlich einen antisemitischen Angriff 
erlebt haben. Mehr als jeder Vierte, der 
befragt wurde, hat mindestens einmal eine 
antisemitische Belästigung erlebt. Fast 
die Hälfte von ihnen befürchtete, anti-
semitischen Beschimpfungen oder Beläs-
tigungen ausgesetzt zu sein (47 %), und 
vier von zehn befürchteten einen antise-
mitischen körperlichen Angriff (40 %). 
Eine oder einer von drei Befragten (34 %) 
vermeidet den Besuch jüdischer Veran-
staltungen oder Stätten, weil sie oder er 
sich dort oder auf dem Weg dorthin als 
Jüdin oder Jude nicht sicher fühlt. Mehr 
als ein Drittel (38 %) zog in den fünf 
Jahren vor der Umfrage eine Auswande-
rung in Erwägung, weil sie sich als Juden 
in dem Land, in dem sie leben, nicht sicher 
fühlten.27 

Die Europäische Kommission hat in 
ihrer Strategie der EU zur Bekämp-
fung von Antisemitismus und zur För-
derung jüdischen Lebens versprochen, 
dass sie eine EU-weite Erhebung zu 
antisemitischen Vorurteilen in der Be-
völkerung aller Mitgliedstaaten, auch un-
ter jungen Menschen, finanzieren werde. 
Zusätzlich dazu wird sie „gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten und der Forschungs-
gemeinschaft auf die Schaffung eines eu-
ropäischen Forschungszentrums für mo-
dernen Antisemitismus, jüdisches Leben 
und jüdische Kultur hinarbeiten, das die 
multidisziplinäre Forschung in ganz Euro-
pa fördern soll, und die Forschung zu ver-
schiedenen strukturellen Formen von Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit über das 
Programm „Horizont Europa“ fördern, 
wobei nationalen Besonderheiten und 
Intersektionalität Rechnung getragen“28 

werden soll. Diese Maßnahmen gemein-

https://f�hlten.27
https://aufgerufen.26
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sam mit den verschiedenen bestehenden 
Berichten über antisemitische Vorfälle 
sollten einen wichtigen Beitrag zur Schaf-
fung eines gesamtheitlichen und möglichst 
präzisen „Lagebilds“ über den Antisemi-
tismus in Europa liefern. Dennoch bleibt 
das grundsätzliche Problem weiterhin be-
stehen, dass die verschiedenen Staaten un-
terschiedliche Ansätze bei der Erfassung 
antisemitischer Vorfälle verfolgen, wes-
halb die Vergleichbarkeit erschwert oder 
gar unmöglich gemacht wird. 

LÖSUNGSANSÄTZE 
Auf EU-Ebene wurde auf Ebene des mate-
riellen Strafrechts bereits 2008 eine erste 
und bislang einmalig gebliebene Harmo-
nisierung im Zusammenhang mit Delik-
ten, die als antisemitisch im Sinne der 
IHRA-Arbeitsdefinition von Antisemitis-
mus gelten, beschlossen. Die öffentliche 
Aufstachelung zu Gewalt oder Hass gegen 
eine nach den Kriterien der Rasse, Haut-
farbe, Religion, Abstammung oder nati-
onale oder ethnische Herkunft definierte 
Gruppe von Personen oder gegen ein Mit-
glied einer solchen Gruppe wird durch den 
Rahmenbeschluss zur Bekämpfung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit29 als 
Straftat definiert. Hetze im Zusammen-
hang mit der Billigung, Leugnung oder 
groben Verharmlosung des Holocaust sind 
nach dem Rahmenbeschluss 2008/913/JI 
ebenfalls verboten. Gerade während der 
COVID-19-Pandemie nahmen die Fälle 
zu, in denen der Holocaust geleugnet, ver-
fälscht oder verharmlost wurde. Besonders 
offensichtlich kamen insbesondere Holo-
caust Verzerrungen während so genannter 
Anti-Corona-Demonstrationen zutage. 
Ziel des Rahmenbeschlusses 2008/913/JI 
war es, rassistische und fremdenfeindliche 
Straftaten in allen EU-Mitgliedstaaten zu-
mindest mit einem Mindestmaß an wirk-
samen, angemessenen und abschreckenden 
strafrechtlichen Sanktionen zu belegen. 

Freilich handelt es sich bei der Harmoni-
sierung durch dieses Rechtsinstrument um 
eine Mindestharmonisierung mit etlichen 
Ausnahmen und Schlupflöchern. Es steht 
den Mitgliedstaaten etwa frei, „nur Hand-
lungen unter Strafe zu stellen, die in einer 
Weise begangen werden, die geeignet ist, 
die öffentliche Ordnung zu stören, oder die 
Drohungen, Beschimpfungen oder Belei-
digungen darstellen“ (Rahmenbeschluss, 
Art. 1 Abs. 2). Auch „das öffentliche Bil-
ligen, Leugnen oder gröbliche Verharmlo-
sen von Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen […] 
das gegen eine Gruppe von Personen oder 
gegen ein Mitglied einer solchen Gruppe 
gerichtet ist, die nach den Kriterien der 
Rasse, Hautfarbe, Religion, Abstammung 
oder nationale oder ethnische Herkunft 
definiert werden“, muss, um verbindlich 
unter Strafe gestellt zu werden, vorsätzlich 
und in einer Weise begangen werden, „die 
wahrscheinlich zu Gewalt oder Hass gegen 
solch eine Gruppe oder gegen ein Mitglied 
solch einer Gruppe aufstachelt“ (Rahmen-
beschluss, Art. 1 Abs. 1 lit. c). 

Das Strafrecht kann ohnehin immer nur 
die ultima ratio sein. Jüdisches Leben wird 
aber bereits dann beeinträchtigt, wenn die 
Strafbarkeitsschwelle noch nicht erreicht 
wird. Zudem ist Antisemitismus auch In-
dikator für den Zustand der Gesellschaft 
insgesamt30 und sollte gerade zum Schutz 
der demokratischen Gesellschaften genau 
beobachtet werden. „Antisemitismus geht 
auch mit antidemokratischer Politik ein-
her“ und stärkt „eine Wählerschaft, der es 
an kritischem Urteilsvermögen mangelt, 
die sich mit populistischen Antworten zu-
frieden gibt, die zu einer illiberalen Politik 
und zu Extremen neigt und damit leicht 
manipulierbar wird. Es ist kein Zufall, 
dass die Schnittmenge jener Menschen, 
die antisemitisches Gedankengut äußern, 
und jenen, die der Anti-Vax-Bewegung31 

angehören, recht groß ist.“32 
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Nicht zuletzt aus diesen Gründen wurde 
die IHRA-Arbeitsdefinition von Antise-
mitismus entwickelt und von mittlerweile 
35 UN-Mitgliedstaaten angenommen.33 

Leider wird die IHRA-Arbeitsdefinition 
nur von wenigen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, die antisemitische oder 
rassistische Vorfälle erfassen, auch tat-
sächlich systematisch verwendet. Der CST 
im Vereinigten Königreich, der Bundes-
verband der Recherche und Informations-
stellen Antisemitismus e.V. (RIAS e.V.)34 

und nicht zuletzt auch die Antisemitismus 
Meldestelle der IKG Wien zählen dazu. 
Das ist einer der Gründe, warum die an 
der ECA teilnehmenden EU-Mitglied-
staaten in der „Vienna Declaration on 
Antisemitism“ versprachen, die Nutzung 
der IHRA-Arbeitsdefinition zu fördern. 
Im sechsten Absatz dieser Erklärung heißt 
es: „We agree to further promote the use 
of the IHRA non-legally binding working 
definition of antisemitism, which can 
serve as a basis to collect comparable data 
on antisemitic incidents including data 
that is below the criminal threshold.“35 

Die österreichische Nationale Strategie 
gegen Antisemitismus (NAS) geht in der 
Tat auf die Problematik ein, dass weder 
auf europäischer noch auf nationaler Ebe-
ne von allen Stellen, die antisemitische 
Vorfälle erfassen, kohärente Methodo-
logien zur Erfassung und Vergleichbar-
keit von Daten verwendet werden. Daher 
wird einerseits die „[a]ktive Mitarbeit auf 
europäischer Ebene zur Förderung der 
Vergleichbarkeit der durch die Mitglied-
staaten erhobenen Daten“ (Maßnahme 
8 der NAS), andererseits die eingangs 
erwähnte Vorbereitung einer Dokumen-
tationsstelle auf nationaler Ebene gefor-
dert. Die im Bundeskanzleramt 2021 zur 
operativen Koordinierung der Umsetzung 
der NAS eingerichtete Stabstelle Öster-
reichisch-Jüdisches Kulturerbe hat daher 
die in Österreich bei der Erfassung und/ 

oder Analyse von antisemitischen, rechts-
extremen, NS-bezogenen, sonstigen ex-
tremistischen sowie rassistischen Vorfäl-
len involvierten staatlichen und privaten 
Stellen zu einem runden Tisch eingeladen, 
der sich zu einer Arbeitsgruppe („AG 
Dokustelle“) institutionalisieren soll. Da-
durch soll ein regelmäßiger Austausch si-
chergestellt und an der Entwicklung einer 
Dokumentationsstelle gearbeitet werden. 
In Österreich besteht eine Reihe von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen, die seit 
vielen Jahren im Bereich Antidiskrimi-
nierung, Rassismusbekämpfung oder 
auch Rechtsextremismus tätig sind. Au-
ßerdem wurde vom Bundesministerium 
für Inneres bereits 1997 die Meldestel-
le „NS-Wiederbetätigung“ eingerichtet. 
Bei dieser Meldestelle „können von der 
Bevölkerung neben verdächtigen oder ein-
schlägigen Vorkommnissen auch rechts-
extreme, fremdenfeindlich/rassistische, 
antisemitische und islamfeindliche Inhalte 
gemeldet werden (u.a. Internetinhalte). Im 
Falle einer strafrechtlichen Relevanz wer-
den entsprechende Sachverhalte bei den 
zuständigen Staatsanwaltschaften zur An-
zeige gebracht.“36 

Parallel zur Umsetzung der NAS auf 
nationaler Ebene laufen die Arbeiten der 
European Conference on Antisemitism, 
die zu einer stärkeren Vernetzung und 
Harmonisierung der Praktiken und Me-
thodologien auf EU-Ebene führen sollen. 
Dies erfolgt in enger Abstimmung mit der 
FRA, die ihrerseits die Europäische Kom-
mission und die Mitgliedstaaten seit vielen 
Jahren unterstützt. So wurden im Laufe 
der Zeit für den Bereich der Hasskrimina-
litätsbekämpfung verschiedene Instru-
mente entwickelt, die auch für die Zwe-
cke der Antisemitismusprävention und 
-bekämpfung von großer Bedeutung sein 
können. Im Rahmen der von der Europä-
ischen Kommission eingerichteten „EU 
High Level Group on combating racism, 

https://angenommen.33
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xenophobia and other forms of intoleran-
ce“ wurden etwa die „Key guiding prin-
ciples on encouraging reporting of hate 
crime“37 entwickelt. Damit die Mitglied-
staaten die im EU-Rechtsrahmen festge-
legten rechtlichen Pflichten erfüllen und 
einhalten können, müssen sie Hindernisse 
beseitigen, die die Opfer davon abhalten, 
Hassverbrechen anzuzeigen, und sie dazu 
ermutigen, dies zu tun. Vor diesem Hin-
tergrund zielen die Grundsätze in diesem 
Dokument darauf ab, die Mitgliedstaaten 
bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
und Zusagen zu unterstützen, die sie im 
Hinblick auf die Gewährleistung des Zu-
gangs zur Justiz für alle, den Schutz und 
die Unterstützung der Opfer und die Be-
kämpfung von Hassverbrechen eingegan-
gen sind. Ferner wurden die „Key guiding 
principles on improving the recording of 
hate crime by law enforcement authori-
ties“38 angenommen, die den Strafverfol-
gungsbehörden bei ihren Bemühungen 
helfen können, die Mechanismen zur Er-
fassung von Hasskriminalität zu verbes-
sern. Schließlich gibt es auch noch die „Key 
guiding principles on cooperation between 
law enforcement authorities and civil soci-
ety organization“39, die eine wichtige Ori-
entierungshilfe für die Einrichtung und 
Aufrechterhaltung von Partnerschaften 
und Mechanismen für eine strukturierte 

1 Im Mai 1998 vereinbarten der damalige schwe-

dische Premierminister Göran Persson, der briti-

sche Premierminister Tony Blair und der Präsi-

dent der Vereinigten Staaten von Amerika Bill 

Clinton die Einrichtung einer Task Force zur För-

derung der internationalen Zusammenarbeit in 

den Bereichen Holocaust-Erziehung, -Gedenken 

und -Forschung. Der Task Force schlossen sich 

später Deutschland, Israel, Polen, die Niederlande, 

Frankreich und Italien an und legten damit den 

Grundstein für die Internationale Holocaust-

Gedenkallianz (IHRA). Das erste Forum fand im 

Zusammenarbeit mit Organisationen der 
Zivilgesellschaft sein können. 

Insgesamt bestehen ausreichend Ins-
trumente, um die Erfassung aber auch die 
Bereitschaft zur Meldung von antisemi-
tischen Vorfällen zu verbessern. Welche 
Stellen antisemitische Vorfälle erfassen, 
ist dabei von zweitrangiger Bedeutung. 
Dies kann auch innerhalb der EU von Mit-
gliedstaat zu Mitgliedstaat – ja sogar von 
Region zu Region – unterschiedlich sein. 
Hauptsache ist dabei, dass die Bevölkerung 
und insbesondere die jüdischen Gemein-
den Vertrauen in die jeweilige Institution 
haben und folglich das „underreporting“ 
so niedrig wie möglich bleibt. Dass damit 
auch – zumindest in einer ersten Phase – 
eine möglicherweise steigende oder jeden-
falls eine im Vergleich zu früheren Jahren 
höhere Anzahl erfasster antisemitischer 
Vorfälle einhergeht, sollte nicht unbedingt 
immer als Negativum aufgefasst werden. 
Der Umkehrschluss wäre nämlich, dass 
niedrige oder gar keine Fallzahlen (es gibt 
tatsächlich Mitgliedstaaten der EU, die 
keine antisemitischen Vorfälle erfassen 
bzw. kommunizieren) immer als Zeichen 
eines geringen oder nicht bestehenden 
Antisemitismus gewertet würden. Dieser 
Umkehrschluss wäre jedoch ein fataler 
Trugschluss. 

Jahr 2000 statt. Im Einklang mit der Verpflich-

tung der Task Force lud der ehemalige schwedi-

sche Ministerpräsident Göran Persson die Task 

Force und andere interessierte Regierungen (ins-

gesamt 46 Staaten) zum Internationalen Forum 

über den Holocaust ein, das vom 26. bis 28. Jänner 

2000 in Stockholm stattfand. Die unverbindliche 

IHRA-Arbeitsdefinition von Antisemitismus, 

die am 26. Mai 2016 vom IHRA-Plenum ange-

nommen wurde, beruht auf einer Definition der 

Europäischen Beobachtungsstelle für Rassismus 

und Fremdenfeindlichkeit (EMCDDA) – der Vor-
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gängerorganisation der EU-Grundrechteagentur 

European Union Agency for Fundamental Rights 

(FRA). 

Um die IHRA bei ihrer Arbeit zu leiten, können die 

folgenden Beispiele zur Veranschaulichung dienen: 

Erscheinungsformen von Antisemitismus können 

sich auch gegen den Staat Israel, der dabei als 

jüdisches Kollektiv verstanden wird, richten. 

Allerdings kann Kritik an Israel, die mit der an 

anderen Ländern vergleichbar ist, nicht als an-

tisemitisch betrachtet werden. Antisemitismus 

umfasst oft die Anschuldigung, die Juden betrie-

ben eine gegen die Menschheit gerichtete Ver-

schwörung und seien dafür verantwortlich, dass 

„die Dinge nicht richtig laufen“. Der Antisemi-

tismus manifestiert sich in Wort, Schrift und Bild 

sowie in anderen Handlungsformen, er benutzt 

unheilvolle Stereotype und unterstellt negative 

Charakterzüge. 

Aktuelle Beispiele von Antisemitismus im öffent-

lichen Leben, in den Medien, Schulen, am Ar-

beitsplatz und in der religiösen Sphäre können 

unter Berücksichtigung des Gesamtkontexts 

folgendes Verhalten einschließen, ohne darauf 

beschränkt zu sein: 

− Der Aufruf zur Tötung oder Schädigung von 

Jüdinnen und Juden im Namen einer radikalen 

Ideologie oder einer extremistischen Religions-

anschauung sowie die Beihilfe zu solchen Taten 

oder ihre Rechtfertigung. 

− Falsche, entmenschlichende, dämonisierende 

oder stereotype Anschuldigungen gegen Jüdin-

nen und Juden oder die Macht der Jüdinnen 

und Juden als Kollektiv – insbesondere aber 

nicht ausschließlich die Mythen über eine 

jüdische Weltverschwörung oder über die Kon-

trolle der Medien, Wirtschaft, Regierung oder 

anderer gesellschaftlicher Institutionen durch 

die Jüdinnen und Juden. 

− Das Verantwortlichmachen der Jüdinnen und 

Juden als Volk für tatsächliches oder unter-

stelltes Fehlverhalten einzelner Jüdinnen und 

Juden, einzelner jüdischer Gruppen oder sogar 

von Nichtjüdinnen und Nichtjuden. 

− Das Bestreiten der Tatsache, des Ausmaßes, 

der Mechanismen (z.B. der Gaskammern) oder 

der Vorsätzlichkeit des Völkermordes an den 

Jüdinnen und Juden durch das nationalsozia-

listische Deutschland und seine Unterstützer 

und Komplizen während des Zweiten Weltkrie-

ges (Holocaust). 

− Der Vorwurf gegenüber den Jüdinnen und 

Juden als Volk oder dem Staat Israel, den 

Holocaust zu erfinden oder übertrieben darzu-

stellen. 

− Der Vorwurf gegenüber Jüdinnen und Juden, 

sie fühlten sich dem Staat Israel oder angeb-

lich bestehenden weltweiten jüdischen Interes-

sen stärker verpflichtet als den Interessen ihrer 

jeweiligen Heimatländer. 

− Das Aberkennen des Rechts des jüdischen 

Volkes auf Selbstbestimmung, z.B. durch die 

Behauptung, die Existenz des Staates Israel sei 

ein rassistisches Unterfangen. 

− Die Anwendung doppelter Standards, indem 

man von Israel ein Verhalten fordert, das von 

keinem anderen demokratischen Staat erwartet 

oder gefordert wird. 

− Das Verwenden von Symbolen und Bildern, die 

mit traditionellem Antisemitismus in Verbin-

dung stehen (z.B. der Vorwurf des Christus-

mordes oder die Ritualmordlegende), um Israel 

oder die Israelis zu beschreiben. 

− Vergleiche der aktuellen israelischen Politik 

mit der Politik der Nationalsozialisten. 

− Das kollektive Verantwortlichmachen von 

Jüdinnen und Juden für Handlungen des Staa-

tes Israel (International Holocaust Remem-

brance Alliance. Arbeitsdefinition von Anti-

semitismus, Online: https://www.holocaust 

remembrance.com/de/resources/working-

definitions-charters/arbeitsdefinition-von-

antisemitismus (25.07.2022). 
2 BMEIA [Bundesministerium für europäische 

und internationale Angelegenheiten] (2017). 

Vortrag an den Ministerrat. International 

Holocaust Remembrance Alliance (IHRA); 

Arbeitsdefinition von Antisemitismus, GZ: 

BMEIA-AT.8.19.11/0091-I.2/2017, Online: 

https://www.erinnern.at/media/219ef9350dea4 

7892d1816c0178bff71/40-15%20Vortrag%20 

an%20Ministerrat.pdf (25.07.2022). 

https://www.erinnern.at/media/219ef9350dea4
https://remembrance.com/de/resources/working
https://www.holocaust
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3 Rat der Europäischen Union (2018). Erklärung 

des Rates der EU gegen Antisemitismus und für 

die Entwicklung eines gemeinsamen Sicherheits-

konzepts für einen besseren Schutz von jüdischen 

Einrichtungen und Gemeinschaften in Europa, 

Ratsdokument Nr. 15213/18, Online: https://data. 

consilium.europa.eu/doc/document/ST-15213-

2018-INIT/de/pdf (04.08.2022). 
4 BKA [Bundeskanzleramt] (2021). Nationale 

Strategie gegen Antisemitismus: Strategie der Re-

publik Österreich zur Verhütung und Bekämpfung 

aller Formen von Antisemitismus (NAS), Online: 

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/ 

kampf-gegen-antisemitismus.html (25.07.2022). 
5 Die sogenannte verstärkte Zusammenarbeit im 

Bereich des EU-Rechts ist ein Entscheidungs-

mechanismus innerhalb des Rates der Europäi-

schen Union, der eine abgestufte Integration 

auf der Ebene des Sekundärrechts erlaubt: Eine 

Gruppe von mindestens neun Mitgliedstaaten 
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